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RÖSLER-Interview für "Spiegel Online

RÖSLER-Interview für "Spiegel Online" <br /><br />Der FDP-Bundesvorsitzende Bundeswirtschaftsminister DR. PHILIPP RÖSLER gab "Spiegel Online"
das folgende Interview. Die Fragen stellten Roland Nelles, Christian Rickens und Severin Weiland: <br />Frage: Herr Rösler, der Bayern-Manager Uli
Hoeness hat sich wegen eines Kontos in der Schweiz selbst angezeigt. Steuerbetrug scheint eine Art Lieblingssport der Reichen geworden zu sein. Was
läuft falsch im Land? <br />RÖSLER: In Deutschland wird Steuerbetrug konsequent geahndet. Aber die internationale Zusammenarbeit muss besser
werden. <br />Frage: Wie? <br />RÖSLER: Wir müssen mehr Transparenz beim Austausch von Steuerdaten mit anderen Ländern erreichen. Für dieses
Ziel setzt sich die Bundesregierung ein, wie man an dem Steuerabkommen mit der Schweiz sehen kann. Leider ist dieser Plan am Widerstand von
Rot-Grün gescheitert. Aber wir werden weiter auf internationaler Ebene für mehr Transparenz eintreten. <br />Frage: Die Opposition wirft Ihnen vor, sie
hätten das Steuerabkommen nur aus Solidarität mit Steuersündern wie Hoeneß vorangetrieben. Laut dem Abkommen hätten Inhaber von Schweizer
Konten ihre Steuerschuld pauschal, anonym und vor allem straffrei begleichen können. Hat Schwarz-Gelb ein Herz für Steuersünder? <br />RÖSLER:
Das ist absurd. Im Übrigen: War nicht Herr Hoeneß einer der Berater von Herrn Steinbrück, als dieser noch Bundesfinanzminister war? Hat der
SPD-Spitzenkandidat dazu schon was gesagt? <br />Frage: Sie fordern von ihm Aufklärung? <br />RÖSLER: Steinbrück sollte sich zu Hoeneß äußern.
Wie sah die Beratung denn genau aus? Das interessiert die Menschen. <br />Frage: SPD und Grüne halten Ihr gescheitertes Abkommen mit der Schweiz
für unzureichend. Sie gehen lieber einen anderen Weg: In den Bundesländern, in denen sie regieren, kaufen die Behörden CDs mit Steuerdaten aus der
Schweiz auf und üben so Druck auf die Steuersünder aus. Etliche Fälle sind so schon aufgeklärt worden. Was haben Sie dagegen? <br />RÖSLER: Das
ist eine Hilfslösung der Länder. Die Länder haben zu verantworten, dass ihnen ohne Vereinbarung nun bedeutende Einnahmen entgehen. <br />Frage:
Hoeneß hat angegeben, er habe eigentlich auf das Abkommen gehofft und sich dann selbst angezeigt, nachdem es gescheitert war. SPD und Grüne
sehen das als Bestätigung ihrer Politik. <br />RÖSLER: Das ist doch heuchlerisch. Mit dem Steuerabkommen wollten wir für Deutschland rückwirkend bis
zu zehn Milliarden an Steuern zurück holen, das ist jetzt durch die Blockade von Rot-Grün auf Zufallsfunde reduziert worden. Oder man hofft auf
Selbstanzeigen wie im Fall Hoeneß. <br />Frage: Sind Sie wie Merkel auch enttäuscht über das Verhalten von Hoeneß? <br />RÖSLER: Ich bleibe dabei:
Wer Steuern hinterzieht, unabhängig von Amt und Person, kann kein Vorbild sein. <br />Frage: Was halten Sie vom Vorschlag des
Bundesfinanzministers, das Bundeszentralamt für Steuern zu stärken und so eine Art deutsches Steuer-FBI zu schaffen? <br />RÖSLER: Das klingt auf
den ersten Blick gut, erweist sich in der Praxis aber kurzfristig als schwierig.  Dafür bräuchte man eine Grundgesetzänderung. Die sehe ich so schnell
nicht. <br />Frage: Rechnen Sie mit einem Bundestagswahlkampf, der sich vor allem um das Thema Steuern und Gerechtigkeit dreht? <br />RÖSLER:
Das Thema wird schon allein deshalb eine Rolle spielen, weil SPD und Grüne die Steuern massiv erhöhen wollen. Und auch bei der Union kann man sich
am Ende nicht sicher sein, was dabei herauskommt. Deshalb sagen wir - die einzige Partei, die eine Garantie gegen weitere Steuererhöhungen ist, ist die
FDP. <br />Frage: Themenwechsel: Überrascht Sie die heftige Debatte über die Frauenquote bei der CDU? <br />RÖSLER: Entscheidend ist, dass wir
zu einer gemeinsamen Linie in der Koalition gekommen sind und nicht auf den Wahlkampfpopulismus der Opposition hereingefallen sind. Auch Frau von
der Leyen hat ja am Ende mit der Koalition gestimmt, das zählt. <br />Frage: Können Sie verstehen, wenn einige in der Union die Entlassung von Frau
Leyen verlangen? <br />RÖSLER: Jeder Koalitionspartner trifft seine Entscheidungen für sich. Ich mache der Union keine Vorschriften und die Union mir
auch nicht. <br />Frage: Ihre Partei will die Frauenquote nicht. Sie sind auch ein entschiedener Gegner? <br />RÖSLER: Bei der Repräsentanz von
Frauen in Führungspositionen muss sich noch viel tun. Die zentrale Herausforderung ist aber eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Da sind
die Zahlen nicht gut, das ist Sache der Wirtschaft. Hier müssen sich unsere Unternehmen noch stärker anstrengen. <br />Frage: Ihr Vorgänger als
FDP-Chef, Guido Westerwelle, hält neun Prozent für die FDP bei der Bundestagswahl für möglich. Teilen Sie seine Erwartungen? <br />RÖSLER: Ich
lege mich schon seit Jahren nicht auf Zahlen fest. So viel aber steht fest - wir sind deutlich auf dem Wege der Besserung. Nicht nur bei den Umfragen,
sondern auch was die Mobilisierung in den eigenen Reihen und außerhalb angeht. <br />Frage: Die FDP will sich auf dem Bundesparteitag in Nürnberg
zu regionalen, branchenspezifischen Mindestlöhnen bekennen. Wird die FDP jetzt sozialdemokratisiert? <br />RÖSLER: Uns Liberalen steht es gut an,
den Blick auf die Lebenswirklichkeit zu werfen. Dabei sehen wir, dass Löhne von drei Euro nichts mit Leistungsgerechtigkeit zu tun haben. Wir sind für die
Tarifautonomie, aber was ist mit den Menschen, die in Branchen und Regionen arbeiten, in denen es keine Vereinbarungen der Tarifparteien gibt? Das
ist ein Thema, bei dem eine auf die soziale Marktwirtschaft verpflichtete Partei gefordert ist. <br />Frage: Sie sind jetzt 40. Bleibt es bei Ihrer Zusage,
dass Sie mit 45 Jahren mit der Politik aufhören? <br />RÖSLER: Das ist ja dann noch die ganze nächste Legislaturperiode. Insofern liegen noch viele
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Eine Geschichte als Herausforderung.Der Liberalismus begann seinen historischen Weg als Philosophie der Freiheit und als politische Bewegung für die
Rechte des Einzelnen. Die Willkürherrschaft des Absolutismus stand im Widerspruch zur Idee einer freiheitlichen Gesellschaft. Mit dem Verfassungsstaat
hat der Liberalismus den Absolutismus überwunden. Als erste politische Bewegung hat der Liberalismus dem einzelnen Bürger, seiner menschlichen
Würde und seinen Menschenrechten der Freiheit und Gleichheit Vorrang vor der Macht des Staates eingeräumt. Schritt für Schritt verwirklichten Liberale
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den modernen Verfassungsstaat mit individuellen Grundrechten, der freien Entfaltung der Persönlichkeit, dem Schutz von Minderheiten, der
Gewaltenteilung und der Rechtsbindung staatlicher Gewalt.Der Liberalismus hat als Freiheitsbewegung nicht nur für die Gleichheit vor dem Gesetz
gekämpft, sondern auch für Chancengleichheit in der Gesellschaft. Mit der Marktwirtschaft und ihrer sozialen Verpflichtung hat der Liberalismus neue
Chancen gegen Existenznot und konservative Erstarrung der gesellschaftlichen Strukturen eröffnet.Die liberale Verfassung unserer Bundesrepublik
Deutschland hat mehr demokratische Stabilität, mehr allgemeinen Wohlstand, mehr soziale Gerechtigkeit und Rechtsstaatlichkeit hervorgebracht, als
dies je zuvor in der Geschichte der Fall gewesen ist. Und dennoch ist die Idee der Freiheit den schleichenden Gefahren der Gewöhnung und
Geringschätzung ausgesetzt. Weniger Teilhabe am demokratischen Staat, weniger Chancen für ein selbstbestimmtes Leben durch weniger Chancen auf
einen sicheren Arbeitsplatz, Entmündigungen durch kollektive Zwangssysteme und bevormundende Bürokratie sind neue Bedrohungen der Freiheit.
Liberale haben nach 1945 der Idee der Freiheit zum erneuten Durchbruch verholfen. Die FDP war stets der Motor für Reformen, wenn es um
Richtungsentscheidungen zugunsten der Freiheit ging. Nur durch die FDP konnte in den fünfziger Jahren die Soziale Marktwirtschaft gegen die
Sozialdemokraten und Teile der Christdemokraten durchgesetzt werden. Nur durch die FDP konnte sich in den siebziger Jahren mehr Bürgerfreiheit
gegen konservative Rechts- und Gesellschaftspolitik durchsetzen. Die Liberalen waren Vorreiter für die Demokratisierung und Liberalisierung der
Gesellschaft, gegen obrigkeits- staatliche Bevormundung und Engstirnigkeit. Unsere Politik der marktwirtschaftlichen Erneuerung in den achtziger Jahren
brachte neue Arbeitsplätze und mehr Wohlstand für mehr Bürger.Ein großer Teil des Widerstands gegen das sozialistische Staatswesen erwuchs aus der
Attraktivität des freiheitlich-liberalen Gesellschafts- und Wirtschaftssystems. Das in den europäischen Integrationsprozeß eingebettete, vereinte
Deutschland ist das freiheitlichste unserer Geschichte.


